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Ber Militäraufwand ). 

Nicht bloß ein demokratiſcher Tendenzſtatiſtiker, wie Kolb, 
ſondern auch viele unbefangene Leute von gemäßigten Anſichten, ja 
ſelbſt ein ſo beſonnener und kenntnißreicher Gelehrter, wie der Natio— 
nalökonom und Finanztheoretiker C. H. Rau, pflegen den Aufwand 
eines Volkes für ſein Militärweſen ſo zu berechnen, daß ſie zu dem 
Betrag des Etats der Kriegs- und Marineminiſterien noch die Summe 
der Arbeitslöhne addiren, welche die Mannſchaft während ihrer 
Dienſtzeit zu Haufe hätte verdienen können. Nimmt man den feit- 
herigen Aufwand des deutſchen Reichs für ſeine Landmacht rund zu 
100 Millionen Thalern an, rechnet aber dabei, daß die 400.000 
präſenten jungen Männer jährlich an 300 Arbeitstagen je 2 Mark 
Lohn hätten verdienen konnen, was bei den jetzigen Preisverhältniſſen 
nicht einmal hoch genug erſcheint, ſo ergeben ſich weitere 80 Millionen 
Thaler. Fügt man nun, was ja nur conſequent wäre, dieſen Arbeits- 
löhnen einen entſprechenden Unternehmergewinn, etwa ¼½ ihres 
Betrags hinzu, beachtet man ferner, was die Familien als Zuſchuß 
zu dem ungenügenden Sold, was ſie für den Aufwand der Einjäh⸗ 
rigen Freiwilligen in die Garniſonen zu ſchicken haben, und wendet 
man ſchließlich noch die gleiche Berechnungsweiſe analog auf die 
17.000 Officiere des Friedensſtandes an, ſo kommt man zu dem 
Reſultat, daß jene 100 Millionen Thaler, die im Reichsbudget 
laufen, auch abgeſehen von der Marine, noch nicht die Hälfte des 
Geſammtaufwandes der Geſellſchaft für die Landesvertheidigung 
ausmachen. f 

Dieſe weit verbreitete und landläufige Berechnungsweiſe ſteckt 
voll von handgreiflichen Irrthümern und willkürlichen Vorausſetzun⸗ 
gen, die es wohl der Mühe werth iſt aufzudecken. 

Was würde man dazu ſagen, wenn ein Vater, der 500 Thaler 
für die Studienkoſten eines Sohnes braucht, ſeinen Aufwand zu 
1000 Thaler berechnen würde, weil, wenn er den Sohn hätte Kauf⸗ 
mann werden laſſen, dieſer jetzt ſchon ein Salair von 500 Thalern 
beziehen würde? Der Fall iſt aber genau derſelbe. 


) Wir entnehmen dieſe Arbeit, deren Schlußfolgerung für Oeſterreich nicht 
minder als für Deutschland zutrifft, den neulich erwähnten „Reden und Aufſätzen“ 
von Guftav Rümelin. Bem. d. Red. 


| Der Militäretat des Reichs ſchließt vor Allem auch die ganze 
Verpflegung der Mannſchaft in ſich, ihre Wohnung, Nahrung, Klei⸗ 
dung, den Aufwand für Holz, Licht, Krankheitsfälle. Dieſer ganze 
Aufwand wäre, wenn die Leute zu Hauſe lebten und in Arbeit 
ſtünden, von den Löhnen zu beſtreiten und würde unzweifelhaft den 
weitaus größten Theil derſelben in Anſpruch nehmen. Alſo nur der 
kleine Reſt, den etwa 20 —22jährige junge Männer von ihrem Lohn 
zu erſparen oder für den Unterhalt ihrer Angehörigen zu verwenden 
pflegen, könnte als ein zu dem Reichsmilitäretat hinzutretender Auf: 
wand der Geſellſchaft in Betracht kommen. Von jenen 80 Millionen 
Thalern bliebe ficherlich bei dieſer allein richtigen Berechnungsweiſe 
nur ein Minimum übrig. Allerdings würden vermuthlich die jungen 
Männer von ihren Arbeitslöhnen etwas reichlicher leben und ſich 
manchen Extraſchoppen und Trinkexceß geſtatten können, der in den 
Caſernen wegfällt, aber darin läge weder für das ökonomiſche, noch 
für das moraliſche Gedeihen der Geſellſchaft ein Nachtheil. 

Sodann aber iſt es nur eine ganz willkürliche Annahme, daß 
in Deutſchland ſo viele gewerbliche Unternehmungen aus Mangel an 
Arbeitskräften unterbleiben, als zur lohnenden Beſchäftigung jener 
400.000 jungen Männer erforderlich wären, und daß, wenn dieſe 
Zahl zur Verfügung ſtünde, entſprechend mehr gearbeitet und verdient 
würde. In einem Lande, das jährlich durchſchnittlich 120.000 Per- 
ſonen vorherrſchend aus dem Motiv, weil ſie keinen lohnenden und 
befriedigenden Erwerb zu finden glauben, verlaſſen, läßt ſich die 
Behauptung, daß wünſchenswerthe Unternehmungen aus Mangel an 
Arbeitskräften unterbleiben müſſen, nicht in allgemeiner Faſſung 
aufrecht erhalten; vielmehr muͤßte die Concurrenz von 400.000 
weiteren Arbeitern die Löhne drücken, was wohl den Unternehmern, 
nicht aber den Arbeiterclaſſen ſelbſt zu Statten käme, und dabei 
gleichzeitig noch die Auswanderung ſteigern. 

Letzteres widerſpricht freilich direct der To häufig gehörten Be- 
| Bauptung, daß gerade durch die allgemeine Wehrpflicht und die lange 
Präſenz die Auswanderung ſo ſehr um ſich greife. Ohne zu beſtreiten, 
daß dies Motiv in manchen Einzelfällen entſcheidend oder wenigſtens 
neben Anderem wirkſam ſein mag, zeigen ſchon die Beiſpiele von 
England, der Schweiz und den ſcandinaviſchen Ländern, wo ganz andere 
Heerſyſteme herrſchen und doch die Answanderung ſo ſtark wie in 
Deutſchland iſt, daß die maßgebenden Factoren in ganz anderen 
Verhältniſſen und zwar vor allem in der Fruchtbarkeit und Wander⸗ 
luſt der germaniſchen Race zu ſuchen ſind. 

Von den Hauptmomenten der ganzen Militärfrage, von der 
abſoluten Nothwendigkeit einer zahlreichen und wohlgeübten Armee 
für Deutſchland, von der Unentbehrlichkeit derſelben auch für das 
wirthſchaftliche Leben und deſſen Sicherſtellung, von dem Werthe, den 
der Heeresdienſt als Schule des Volks für die körperliche und ſittliche 
Kräftigung des Einzelnen hat, ſoll hier gar nicht weiter die Rede ſein. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Nach dem Gemeindeſtatute von Znaim beträgt die Functionsdauer 

des Bürgermeiſters drei Jahre nicht bloß im Falle der regelmäßigen 

Wahl, ſondern auch im Erledigungsfalle während der ordentlichen 
Wahlperiode. 


Mit dem Miniſterial⸗Erlaſſe vom 10. October 1874 3. 15.303 
wurde in der Erwägung, daß der Gemeinde-Ausſchuß der Stadt 3. 
die Wahl des Bürgermeiſters ſtatt des verſtorbenen Bürgermeiſters 
Joſeph W. bloß für die Zeit bis zur Neuwahl und Conſtituirung 
des neuen Ausſchuſſes vorgenommen hat und dieſer Beſchluß mit 
den Beſtimmungen des § 55 des Gemeindeſtatuts für die königl. 
Stadt 3. vom 20. Jänner 1867 (L.-G. und V.-Bl. Nr. 5) *) im 
Widerſpruche ſteht, nach welchem die Wahl des Bürgermeiſters ſtets 
für 3 Jahre gilt und er in ſeinem Amte ſelbſt dann verbleibt, 
wenn ihn während dieſer Zeit nach § 48 **) die Reihe zum Austritte 
aus dem Gemeinde-Ausſchuſſe treffen würde, ſomit der Gemeinde— 
Ausſchuß durch dieſen Beſchluß gegen ein beſtehendes Geſetz, nämlich 
das Gemeindeſtatut von 3. verſtoßen hat, der Statthalterei bedeutet, 
daß das Miniſterium des Innern wegen dieſes geſetzwidrigen Vor⸗ 
ganges nicht in der Lage iſt, die A. h. Beſtätigung des mit dieſer 
Einſchränkung gewählten Bürgermeiſters Anton J. einzuholen, ſondern 
den Wahlact zur Amtshandlung nach § 113 des Gemeindeſtatuts 
von 3. zurückzuſtellen findet. Die Statthalterei hat am 14. October 
1874 unter Anführung der in dem Miniſterial-Erlaſſe enthaltenen 
Motive den oben erwähnten Beſchluß des Gemeindeausſchuſſes über 
die Wahl des Bürgermeiſters als zur Vollziehung nicht geeignet 
erklärt und im Grunde des § 113 des Gemeindeſtatuts eine neue 
Wahl des Bürgermeiſters angeordnet und dieſe Entſcheidung gleich— 
zeitig dem Landesausſchuſſe mitgetheilt. 

Gegen dieſe Statthalterei-Entſcheidung brachte die Gemeinde— 
repräſentanz von Z. den Miniſterialrecurs ein. In demſelben wurde 


* 


Folgendes angeführt: „Wenn der § 55 des Gemeindeſtatuts bloß für 


146 


G. St. dahin abgeändert wurde *), daß alle 2 Jahre eine Neuwahl 
des geſammten Ausſchuſſes eintritt, ſo ſei es naturgemäß, daß mit 
der Wahl und Conſtitutrung des neuen Ausſchuſſes auch eine Neu— 
wahl des Bürgermeiſters ſtattfinde. Er ſelbſt werde ja als Ausſchuß⸗ 
mitglied nur für 3 Jahre gewählt und es ſei offenbar gegen den 
Grundcharakter und Geiſt des Gemeindegeſetzes, daß Jemand als 
Bürgermeister einer autonomen Gemeinde fungirt, der nicht einmal 
mehr Mitglied der Gemeindevertretung iſt. Dies würde aber ein— 
treten, wenn man trotz der Aenderung des § 48 noch immer den 
ſtarren Wortlaut des § 55 in Anwendung bringen wollte. Es würde 
dann, wie im vorliegenden Falle, wenn die Bürgermeiſterswahl im 
2. oder 3. Jahre der Wahlperiode des Ausſchuſſes ſtattfände, die 
Function des Betreffenden als Bürgermeiſters, falls er nach Ablauf 
der Wahlperiode nicht wieder in den Ausſchuß gewählt würde, ſeine 
Eriſtenz in der Gemeindevertretung überdauern und dieſes unnatürliche 
Verhältniß würde ſich in's Unabſehbare fortpflanzen, weil mit Aus⸗ 
nahme etwaiger Zufälle die Wahl des Bürgermeiſters niemals wieder 
mit der Wahl des neuen Ausſchuſſes in Congruenz käme. Es wäre 
aber auch bei einer derartigen Anwendung des § 55 eine andere 
geſetzliche Beſtimmung, nämlich § 37 G. St. gar nicht ausführbar, 
nach welchem jeder der 3 Wahlkörper 12 Ausſchußmitglieder zu 
wählen hat, und es müßte derjenige Wahlkörper, welchem der über 
die Wahlperiode hinaus im Amte verbleibende Bürgermeiſter angehört, 
nach § 37 dennoch 12 Ausſchußmänner wählen und die Gemeindever- 
tretung beſtände dann im Widerſpruche mit § 37 nicht aus 36, 
ſondern aus 37 Mitgliedern. Würde er aber behufs Einbeziehung in 
die Neuwahl in die Zahl 12 der Candidaten ſeines Wahlkörpers auf⸗ 
genommen, aber nicht wieder gewählt werden, ſo würde er gegen den 
Willen der Gemeinde als Bürgermeiſter weiter fungiren. Wenn es 
der Geſetzgeber unterlaſſen hat, den § 55 mit dem geänderten § 48 
in volle Uebereinſtimmung dem Wortlaute nach zu bringen, oder 
vielmehr durch eine den Erledigungsfall während der Wahlperiode 
normirende Beſtimmung zu ergänzen, ſo lag es doch ſicher in ſeiner 
Intention, daß die Praxis für dieſen Fall die Uebereinſtimmung mit 


ſich allein genommen wird, jo ſpreche allerdings der Wortlaut dem geänderten § 48 herſtelle. Es ſtehe ſomit § 55 alin. 1 eigent⸗ 
dieſes Paragraphs gegen die Auffaſſung des Gemeinde-Ausſchuſſes, lich auch feinem Wortlaute nach mit dem Beſchluſſe des Gemeinde— 
anders jedoch, wenn dieſer Paragraph mit dem ganzen Gemeindeſtatute Ausſchuſſes vom 20. September 1874 in keinem Widerſpruche, 
im Zuſammenhange betrachtet werde. Die Beſtimmung des § 55, ſondern laufe parallel, indem alin. 1 bloß auf den Fall der regel⸗ 


daß der Bürgermeiſter ſtets für 3 Jahre zu wählen ſei, ſei zu jener 
Zeit nothwendig geweſen, als noch § 48 in ſeiner früheren Faſſung 
beſtand, alſo eine jährliche Ergänzungswahl von einem Drittel 
der Ausſchußmitglieder vorzunehmen war, damit der Bürgermeiſter 
ſich einer Ergänzungswahl nicht zu unterziehen brauche, ſondern ohne 
Rückſicht auf dieſelbe 3 Jahre fungire. Nachdem aber durch das 
Geſetz vom 8. April 1873 (L.⸗G. und V. Bl. Nr. 34) der § 48 


*) 8 55. Die Wahl des Bürgermeiſters gilt ſtets für 3 Jahre und er verbleibt in 
feinem Amte ſelbſt dann, wenn ihn während dieſer Zeit nach § 48 die Reihe zum 
Austritte aus dem Gemeinde⸗Ausſchuſſe treffen würde. 

Der Austretende iſt wieder wählbar. 

Wird die Stelle des Bürgermeiſters während der angegebenen Zeit erledigt, 
ſo iſt binnen 14 Tagen, vom Zeitpunkte der Erledigung, eine neue Wahl nach den 
Vorſchriften des § 50 vorzunehmen. 

) § 48. Die Ausſchußmitglieder werden auf 3 Jahre gewählt. 

Nach Ablauf eines Jahres hat der dritte Theil der Ausſchußmitglieder aud- 
zuſcheiden. Die Ausſcheidung geſchieht durch das Los und die Ergänzung der Aus- 
gelosten durch eine Neuwahl, und zwar durch jene Wahlkörper, ans welchen die aus⸗ 
gelosten Mitglieder des Ausſchuſſes gewählt wurden. 

Die Auslofung muß wenigſtens 3 Donate vor der Ausſcheidung geſchehen. 

Nach Ablauf des zweiten Jahres hat wieder ein Drittheil der Ausſchußmit⸗ 
glieder auszutreten. 

Die Ausſcheidenden ſind durch das Los aus jenen Mitgliedern zu beſtimmen, 
welche im erſten Jahre nicht ausgelost wurden. 

Im Uebrigen iſt wie im erſten Falle zu verfahren. 

Nach Ablauf des dritten Jahres und in der Folge treten ſtets diejenigen aus, 
welche 3 Jahre vorher gewählt wurden. 

Bis die Neugewäblten eintreten, bleiben die zum Austritte beſtimmten Mit⸗ 
glieder im Amte. — Dieſelben ſind wieder wählbar. 

Die Wiederbeſetzung der durch den Tod oder Austritt vor der Zeit erledigten 
Stellen im Gemeinde-Ausſchuffe wird in der Regel zugleich mit der ordentlichen, alle 
Jahre vorzunehmenden Wahl ſtattfinden. 

Sollte jedoch die Zahl der fehlenden Mitglieder 5 überſteigen, ſo iſt zum Er⸗ 
ſatze derſelben auch vor dem Eintritte der ordentlichen Wahlperiode eine beſondere 
Wahl auf Grundlage der letzten Wählerliſten einzuleiten. Jede ſolche Wahl gilt 
übrigens nur bis zum regelmäßigen Erneuerungstermine. 

Der Gewählte tritt zu der Zeit wieder aus, zu welcher derjenige, an deſſen 
Stelle er gewählt worden, hätte austreten muſſen. 


mäßigen Wahl des Bürgermeiſters bei Beginn der Wahlperiode und 
Conſtituirung eines neuen Ausſchuſſes ſich beziehe, für den Erledigungs⸗ 
fall während der Wahlperiode aber eine Lücke im Geſetze 
ſei, da alin. 3 nur die Art, wie der Bürgermeiſter zu wählen 
($ 50), nicht aber auch die Zeit, für welche er in dieſem Falle zu 
wählen iſt, beſtimmt, daher aus dem Geiſte des Geſetzes, insbeſondere 
gemäß $ 48 dieſe Lücke ausgefüllt und durch analoge geſegliche Be⸗ 
ſtimmungen ſupplirt werden müffe. Von dieſer Auffaſſung geleitet, 
habe der Gemeinde⸗Ausſchuß die Wahl des Anton J. bloß für die 
Zeit bis zum Ablaufe der gegenwärtigen Wahlperiode vorgenommen, 
um die Congruenz der Bürgermeiſterswahl mit der Neuwahl des 
Ausſchuſſes zu erhalten und es ſei ihm ferne geſtanden, feinen 
Wirkungskreis zu überſchreiten oder gegen die beſtehenden Geſetze ver— 
ſtoßen zu wollen“. Das Petit ging dahin, die Statthalterei-Entſchei⸗ 
dung aufzuheben und die am 20. September 1874 vom Gemeinde— 
Ausſchuſſe für die Zeit bis zur Neuwahl und Conſtituirung des neuen 
Ausſchuſſes vorgenommene Wahl des Anton J. zum Bürgermeiſter 
der a. h. Beſtätigung zu unterbreiten. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 17. November 1874 
3. 17.024 erkannt, dem Miniſterialrecurſe der Gemeinderepräſentanz 
der Stadt Z. gegen die Statthalterei-Entſcheidung vom 14. October 1874, 
mit welcher der Beſchluß des Gemeinde⸗Ausſchuſſes von 3. vom 20. Sep⸗ 
tember 1874, die an die Stelle des verſtorbenen Bürgermeiſters J. W. vor- 
zunehmende Neuwahl eines Bürgermeiſters nicht für 3 Jahre, ſondern 


) Geſetz vom 8. April 1873: § 48. Die Ausſchußmitglieder werden auf 
3 Jahre, u. z. in einer alle 3 Jahre vorzunehmenden vollſtändigen Neuwahl, gewählt. 
wah die Neugewählten eintreten, bleiben die früheren im Amte. Diefelben find wieder 
wählbar. 

Die Wiederbeſetzung der durch Tod oder Austritt vor der Zeit erledigten 
Stellen im Gemeinde⸗Ausſchuſſe hat in der Regel zugleich mit der ordentlichen Wahl 
ftattzufinden. Sollte jedoch die Zahl der fehlenden Mitglieder 5 überſteigen, fo iſt 
zum Erſatze derſelben auch vor dem Eintritte der ordentlichen Wahlperiode eine 
beſondere Wahl auf Grund der letzten Wählerliſten einzuleiten. Jede folche Wahl gilt 
übrigens nur bis zum regelmäßigen Erneuerungstermine 


gemäß des § 48 des Gemeindeſtatutes für die köntgl. Stadt 3. bloß für die 
Zeit bis zur Neuwahl und Conſtituirung des neuen Ausſchuſſes vorzu⸗ 
nehmen, im Grunde des § 113 des G. St. als zur Vollziehung nicht ge⸗ 
eignet erklärt worden iſt, wird aus nachſtehenden Gründen keine Folge ge: 
geben: „In der Beſtimmung des Alin. 1 des § 55 des Gemeinde⸗ 
ſtatutes iſt zu unterſcheiden: 1. Die Norm, daß die Wahl des Bür⸗ 
germeiſters ſtets für 3 Jahre zu gelten habe, von 2. der nachfolgenden 
ausdrücklichen Auwendung dieſer Norm der Zjährigen Amtsdauer ſelbſt 
auf den Fall, daß den Bürgermeiſter während dieſer 3 Jahre die 
Reihe des Austrittes aus dem Gemeinde-⸗Ausſchuſſe nach § 48 des 
Statutes treffen würde. Die Anwendung (ad 2) iſt durch die mit 
dem Geſetze vom 8. April 1873 erfolgte Aufhebung des reihenweiſen 
Austrittes der Ausſchußmitglieder zwar von felbft entfallen; damit iſt 
aber die Norm (ad 1), daß die Function des Bürgermeiſters ſtets 
3 Jahre dauere, nicht modificirt, vielmehr durch das Alleinverbleiben 
der Norm ihre Anwendbarkeit auf alle Fälle nur um fo präciſer 
hervorgehoben. Eine ausdrückliche Ausnahme von dieſer Norm enthält 
nur allein der § 115 des Gemeindeſtatutes *); dieſe Ausnahme 
beſtäligt aber zugleich die Regel für alle anderen Fälle. Der Fall, 
daß der zum Bürgermeiſter Gewählte länger als 3 Jahre, das tft 
über die im Eingange des § 48 beſtimmte Dauer in der Gemeinde⸗ 
vertretung fungirt, war auch vor dem Landesgeſetze vom 8. April 
1873 nicht ausgeſchloſſen. Denn wenn z. B. ein ſchon 2 Jahre 
fungirendes Ausſchußmitglied zum Bürgermeiſter gewählt wurde, fo 
hatte der Gewählte weitere 3 Jahre, alſo zuſammen 5 Jahre in der 
Gemeindevertretung zu verbleiben; es iſt daher in dieſer Beziehung 
durch jenes Landesgeſetz keine Aenderung hervorgerufen worden und 
kein Grund vorhanden, von dem beſtimmten Wortlaute des 8 55 
des Statutes abzuweichen, bevor derſelbe etwa im Wege der Geſetz⸗ 
gebung eine den Intentionen der recurrirenden Gemeinderepräſentanz 
entſprechende Aenderung erfahren hat. Nachdem ſomit der Gemeinde⸗ 
ausſchuß von 3. durch den Beſchluß vom 20. September 1874, die 
Wahl des Bürgermeiſters bloß für die Zeit bis zur Neuwahl und 
Conſtituirung des neuen Ausſchuſſes vorzunehmen, gegen die Be⸗ 
ſtimmung des § 55 des 3 . . ber Gemeindeſtatutes, ſomit gegen 
das beſtehende Geſetz verſtoßen hat fo war die Statthalterei nach 
§ 113 dieſes Gemeindeſtatutes berechtigt und verpflichtet, die Voll: 
ziehung dieſes Beſchluffes zu unterlagen“. H. 


Notiz. 


(Die Anklage vor dem Bezirksgerichte 5). Die derzeit geltende 
Strafproceßordnung hat mit bemerkenswerther Principientreue den Grundſatz der 
öffentlichen Anklage auch bei dem Verfahren in geringfügigen Strafſachen, den Be— 
zirksgerichtsfällen, ſtatuirt. „Die Unbefangenheit des Richters“ ſollte „weder gefährdet 
noch bezweifelt werden können, und ſei um ſo wichtiger in jenen Fällen, wo nicht ein 
Collegium, ſondern ein einzelner Richter die Verhandlung leitet“ — ſo kennzeichnen 
die Regierungsmotive zur Strafproceßordnung den Grund der Einführung der An— 
klage-⸗Inſtitution in die bezirksgerichtliche Procedur, und gewiß wird Jedermann der 
theoretiſchen Stichhältigkeit ſolcher Motive beipflichten können. Wie aber wird das 
hier in's Auge gefaßte Princip in der Praxis durchgeführt? Mit der Beantwortung 
dieſer Frage wollen wir uns heute beſchäftigen. 

Wenn das Gefetz das Princip hochſtellt, den etwas ſchwerfälligen und bad 
Verfahren verzögernden Anklage⸗Apparat in Function ſetzt, um des gerechten und 
unbeſtrittenen Erundſatzes willen auch jene Bedenken unbeachtet läßt, die ſich viel- 
leicht in dem täglichen juriſtiſchen Leben ſeiner Durchführung entgegenſtellen könnten 
— dann, glauben wir, wäre es eine Forderung, auf die wir eben dem Principe und 
. Die Gemeindevertretung kann durch 
werden. Der Recurs an das Staatsminiſterium 
bleibt der Gemeinde vorbehalten. 

Längſtens binnen 6 Wochen nach 
geſchrieben werden. 

1 einſtweiligen Beſorgung der Geſchäfte bis zur Einſetzung der neuen 
Gemeindevertretung hat die Stattkalterei im Einverſtändniſſe mit dem Landes-Aus⸗ 
ſchufſe die erforderlſchen Maßregeln zu treffen. 


W „) Wir haben letzthin in parenthesi jenes Reformvorſchlages erwähnt, welcher 
die Umbildung des Berwaltungsorganismus mit der Exponirung von Bezirkscom— 
miſſären am Sitze jedes Bezirksgerichtes durchführen will. Das Project ſchließt be— 
kanntlich die Uebertragung der ſtaatsanwaltſchaftlichen Functionen bei den Bezirksge⸗ 
richten an dieſe Expoſitt in ſich. Es wird daher zur allſeitigen Beleuchtung der 
Frage nicht ohne Intereſſe ſein, der in den „jnriſtiſchen Blättern“ laut gewordenen 
Stimme eines Zubicialiften über die Vereinigung der Anklagefunction mit der Ber: 
waltungsthätigkeit auch in dieſen Spalten Gehör zu geben. Bem. d. Red. 


. die Statthalterei aufge bst 
„jedoch ohne aufſchiebende Wirkung, 


der Auflöfung muß eine neue Wahl aus 
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feiner lebendigen Entfaltung zu Ehren nicht verzichten dürfen, daß deſſen praktiſche 
Durchführung in der denkbar correcteſten, in der möglichſt reinen und präciſen Form 
erfolge, um den Willen des Geſetzes eben ſo zweckentſprechend als wirkungsvoll zum 
Ausdruck zu bringen. 

Beſehen wir uns nun einmal, um concret zu fprechen. den diesfälligen Stand 
der Dinge bei den Wiener ſtädt.⸗del. Bezirksgerichten. Bei denſelben 
werden die Anklagefunctionen von Beamten der Wien er Polizeidirection, von 
Polizeicommiſſären oder Concipiſten beſorgt, die von dem Miniſterium des Innern 
für dieſe Functionen des Juſtizdienſtes zur Verfügung geſtellt wurden. Da haben wir 
es ſeltſamer Weiſe mit einer Kategorie von Staatsbeamten zu thun, von denen es 
buchftäblich gefordert wird, daß fie gleichzeitig zweien Herren dienen. Einmal find 
fie nach $ 448 St. P. O. dem Staatsauwalte am Gerichtshof erfter Inſtanz, dann 
wieder nach ihrem Auſtellungsdeerete, Titel und Dienſtpoſten, den ſie bekleiden, dem 
Vorſtande der Polizeibehörde untergeordnet. Und wie äußert ſich in praxi dieſe Dop⸗ 
pelſtellung des Beamten, in deſſen Hände die öffentliche Anklage bei Uebertretungen 
gelegt ift? Seiner Dienſtesfunctionen bei der Polizeibehörde wird er keineswegs ent⸗ 
hoben; die Zutheilung der Agenden, die ihn als Polizeibeamten trifft, iſt faſt die⸗ 
ſelbe geblieben, und nur die Zeit ihrer Erledigung iſt eine andere geworden, indem 
ihm zu dieſem Zwecke nicht die gewöhnlichen Amtsſtunden — die er ja den Bezirksge 
richten zu widmen hat — zur Verfügung ſtehen, ſondern beſtenfalls diejenigen kurzen 
Zeitabſchnitte, die er während oder nach feinen Dienſtesverrichtungen als ſtaatsan⸗ 
waltſchaftlicher Functionär, die in der That bei gewiſſenhafter und erſprießlicher 
Durchführang einen ganzen Mann in Anſpruch nehmen, noch erübrigt. Dazu kömmt, 
daß der betreffende Polizeibeamte, da er eben in dem Status ſeiner Behörde als dienft- 
thuendes Mitglied apparirt, von der Geſchäftsthätigkeit der letzteren ſich dauernd in 
Kenntniß zu erhalten beſtrebt fein muß, daß er ſogar verpflichtet wird, zu einer be⸗ 
ſtimmten Vormittagsſtunde dem „Rapport“ bei dem betreffenden Polizeicommiſſariate 
anzuwohnen. Dies hat zur Folge, daß das Bezirksgericht, deſſen überreiche ſtrafrich⸗ 
terliche Geſtion einen Auſſchub oder gar eine Unterbrechung der Hauptverhandlungen 
nicht zuläßt, geradezu inducirt wird, für die Zeit der Abweſenheit des ſtaatsanwalt⸗ 
ſchaftlichen Functionärs thatſächlich ohne deſſen Mitwirkung zu verfahren. 

So kann es nun kommen — wie ſich auch jüngſt ein ſolcher Fall bei einem 
Wiener ſtädt. del. Bezirksgerichte factiſch ereignet hat — daß die Verhandlung über 
eine Anklage durchgeführt wird, zu deren Vertretung der berufene Ankläger fehlt. In 
dem gedachten Falle hatte der amtirende ſtaatsanwaltſchaftliche Functionär während 
des Ganges der Hauptverhandlung, ohne eine proceſſual wirkſame Erklärung hier. 
über abzugeben, den Saal verlaſſen, wahrſcheinlich um einer anderen amtlichen Func⸗ 
tion im Polizeicommiſſariate nachzukommen. Der vorſitzende Strafrichter glaubte ſich 
hiedurch nicht verhindert, mit der weiteren Zengenvernehmung und ſonſtigen Be⸗ 
weisaufnahme vorzugehen. Der Vertheidiger des Angeklagten, vom Richter zur Stel. 
lung ſeiner Anträge aufgefordert, fand jedoch den, wie uns ſcheint, vollkommen be— 
gründeten und der Sachlage wie dem Geſetze einzig entſprechenden Antrag dahin zu 
ſtellen, daß in Folge Rücktrittes des offentlichen Anklägers von der Anklage — 
und nur als foldhen könne er die unbegründete und andauernde Entfernung des 
ſtaatsanwaltſchaftlichen Functionärs aus dem Gerichtsſaale betrachten — der Ange⸗ 
klagte nach $ 259, Z. 2 St. P. O. freizuſprechen ſei. Der Antrag wurde wohl vom 
Richter abgelehnt; die Debatte jedoch, die ſich an dieſen Vorfall knüpfte, war eine ſo 
peinliche, der Ton, der ſohin beiderſeits angeſchlagen wurde, ein fo unerquicklicher, 
daß nur ein Compromiß, zu dem der Vertheidiger willig ſeine Hand bot, die un— 
liebſame Affaire zu einem vorläufigen Abſchluſſe brachte. 

Wir fragen nun: Kann es dem Anſehen der Strafprocedur vor den Bezirks⸗ 
gerichten frommen, wenn ſolche Incouvenienzen des Verfahrens ſtatthaben können, 
denen heute von der gegentheiligen Parteienſeite ſchroffer Widerſtand entgegengeſetzt 
wird, die aber morgen, neuerlich geübt, von einem concilianteren Angeklagten oder 
Vertheidiger unbeanſtändet gelaſſen, vielleicht kaum bemerkt und gerügt werden, und 
ſomit den übergeordneten Behörden wie der Oeffentlichkeit unbekannt bleiben? Iſt 
ein wenn auch nur vereinzelter Fall, wie der eben ſkizzirte, über den ein hieſiges 
öffentliches Blatt, ohne ein Dementi in Anſehung ſeiner Details zu erfahren, ſagen 
durfte, daß er „urplötzlich ein grelles Licht über gewiſſe bezirksgerichtliche Gepflogen- 
heiten verbreitete“, nicht vielmehr geeignet, der Anſicht Raum zu verſchaffen, daß ſich 
bei dem Verfahren in Uebertretungsfällen eine die fundamentalen Grundſätze des gel⸗ 
tenden Strafproceßrechtes opfernde Laxität, eine consuetudo contra legem einzuſchlei⸗ 
chen beginne? Alles zu vermeiden, was zu ſolchen Mißſtänden Veranlaſſung bieten kann, 
die, in der Praxis einmal platzgegriffen, ſich ſpäter immer breiter machen, die beſten 
Jutentionen des Geſetzes vernichten und den Glauben an die praktiſche Durchführ— 
barkeit der Principien des Geſetzes erſchüttern, iſt — glauben wir — eine unabweis⸗ 
bare Aufgabe der Juſtizverwaltung. Und aus dieſem Geſichtspunkte eben würden wir 
beiſpieleweiſe zunächſt empfehlen, daß dieſe oben geſchilderte Vereinigung des Dien⸗ 
ſtes als ſtaatsauwaltſchaftlicher Functionär mit einer anderweitigen Dienſtthätigkeit 
bei der Polizeibehörde durchgehends aufzugeben ſei, und daß die Incompatibilität des 
Amtes eines öffentlichen Anklägers vor den Bezirksgerichten mit einem zweiten Dienft- 


poſten — wenigſtens für Wien — unbedingt ausgeſprochen werden ſolle. Entweder 
ſind die Kräfte der mit der öffentlichen Anklage vor den Bezirksgerichten betrauten 
Polizeibeamten bei den betreffenden Commiſſariaten entbehrlich — dann iſt die Ueber⸗ 
laſſung derſelben Seitens des Miniſteriums des Innern zu Zwecken des Juſtizdienſtes 
eine eben ſo unmotivirte Belaſtung des Budgets des Miniſteriums des Innern als 
Entlaſtung des Juſtizbudgets; oder ſie ſind nicht leicht ohne Schaden für die Ge— 
ſchäftsthätigkeit der Polizeibehörde dem Dienfte für dieſelbe zu entziehen — dann 
tritt die phyſiſche Unmöglichkeit ein, dieſe beiden Dienſtleiſtungen gleichzeitig zu ver 
ſehen, und führt zu derlei Inconvenienzen, mie fie oben angedeutet wurden. 

Es iſt auch nicht abzuſehen, warum mit den Functionen der öffentlichen An⸗ 
klage vor den Bezirksgerichten nicht Juſtizbeamte niederer Kategorie betraut werden 
ſollten, warum nicht auch bei den Wiener Bezirksgerichten die Anklage in die Hände 
von eigens zu dieſem Zwecke ſyſtemiſirten und dotirten k. k. Auscultanten gelegt 
fein könnte? Einmal läge in der ausſchließlichen Beſtimmung des Auscultanten für 
diefen Dienſtzweig eine Verfügung, welche die jo werthvolle Continuität in der 
Amtsführung, die bei Beamten mit mehrfacher Dienſtthätigkeit nicht zu erzielen iſt, 
ſicherſtellt. Und für's Zweite: Wo könnte eine zweckgemäßere Vorbildung, eine treff; 
lichere Pflanzſchule für künftige Staatsanwaltfubitituten und Staatsanwälte ge⸗ 
funden werden, als gerade bei jenen geringfügigeren Fällen der Verletzung der öffent- 
lichen Rechtsordnung, die wohl das allgemeine Intereſſe weniger zu feſſeln vermögen, 
aber für Freiheit, Ehre und Vermögen des Betroffenen, ſowie in Bezug auf die 
Würde und Sicherheit der diesfälligen Strafrechtspflege nicht mindere Wichtigkeit in 
Anſpruch nehmen wie die ſchwerſten Delicte? Es kann keinem Zweifel unterliegen, 
daß die Öffentliche Anklage vor den Bezirksgerichten, wenn fie einem geſchäftsge⸗ 
wandten, ſeiner Aufgabe ungetheilt obliegenden Auscultanten anheimgegeben iſt, 
gewiß auch von verläßlichen Händen beſorgt wird, und daß damit weiters ein zwei⸗ 
facher Vortheil erzielt wird. Einerſeits bleiben die nicht leicht entbehrlichen Organe 
der Polizetbehörden dieſen letzteren erhalten und werden nicht auf einen Dienftpeiten 
geſtellt, zu dem ſie, mit Rückſicht auf ihre ſpecielle Praxis, minder geneigt, vielleicht 
auch minder berufen ſein dürften, und andererſeits gewährt die Beſorgung der öffent⸗ 
lichen Anklage bei den Bezirksgerichten durch Auscultanten die Möglichkeit, daß 


junge ſtrebſame Kräfte, die der ſtaatsanwal tſchaftlichen Berufsthaͤtigkeit | 


ſich für die Zukunft zu widmen entſchloſſen find, auf einen Dienſtpoſten geftellt 
werden können, an dem fie zunächft und unmittelbar in der Lage find, jene Uebung, 
Schulung und Technik zu gewinnen, die fie ſpäter bei der Anklage vor den Gerichts- 


Höfen weſentlich zu fördern vermag. 
Nur die volle Zuſtimmung, mit der wir die principiellen Beſtimmungen 


unſeres neuen Strafproceßgeſetzes begleiten, kann uns veranlaſſen, mit Eifer für die 
möglichſt ſtricte, eorrecte, ihrem Geiſte völlig entſprechende Durchführung derſelben 
einzutreten und einen Punkt herauszugreifen, von dem wir glauben, daß ſich an dem⸗ 
ſelben in der angedeuteten Richtung allerdings etwas beffern ließe. Einer Praxis, 
die ſich über manche geſetzliche Form hinwegſetzt und damit den Geiſt des Geſetzes 
verkennt und ſeinen Willen, ſeine Wirkung eludirt, iſt auch in den kleinſten Details, 
die ſich in ſolchem Betreff offenbaren, ent] hieden entgegenzutreten. Die Organiſation 
des ſtaatsanwaltſchaftlichen Dienſtes bei den Wiener Bezirksgerichten ſcheint uns 
diesfalls einer Correctur im Intereſſe ihrer gedeihlichen Wirkſamkeit in der That 
bedürftig. Wir glaubten, im Vorſtehenden dieſelbe anregen und ihr unſer Augenmerk 
umſomehr zuwenden zu ſollen, als wir den Worten vollinhaltlich beipflichten, die der 
bekannte Juſtizminiſterial⸗Erlaß vom 25. November 1873, 3. 14.956 enthält, indem 
er von der Ausübung der Anklage functionen bei den Bezirksge— 
richt en ſpricht: „Die Neuheit dieſer Einrichtung ſetzt für ihr Gedeihen unausge— 
ſetzte Ueberwachung, ſorgfältige Pflege undtaktvolle Behandlung voraus“. 


Verordnung. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 12. April 1875, 3. 4836 an ſammtliche 
Landesſtellen (mit Ausnahme jener von Steiermark), durch welchen die in Steier 
mark im Gebrauch ſtehenden Formulare des Impfjournales und des Impfitoff-Ver- 
ſendungsjournales allgemein vorgeſchrieben und die durch die Impfvorſchriften vor⸗ 
gezeichneten Vorfichten neuerlich in Erinnerung gebracht werden. 


Da beim Schutzpocken⸗Impfgeſchäfte wiederholt Fälle vorgekommen ſind, aus 
welchen ſich die Nothwendigkeit einer gewiſſenhaften und ſo vollſtändigen Führung 
von Protokollen ergibt, daß aus dieſen noch nachträglich die Daten erſehen werden 
können, welche zur Erhebung der Provenienz des Impfſtoffes in jedem einzelnen Falle 
unerläßlich find, findet das Miniſterium des Innern die in Steiermark ſeit dem 
Jahre 1870 mit dem beſten Erfolge im Gebrauch ſtehenden Formulare des Impf⸗ 
journales und des Impfſtoff⸗Verſendungsjournales hiermit allgemein einzuführen und 
vorzuſchreiben. 

Die k. k. Statthalteret wird demnach beauftragt, das weiters Geeignete ſogleich 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


1a 
zu verfügen, damit dieſe Formulare, von welchen je 1 Exemplar mitfolgt, künftighin 
von allen Impfärzten und Impfſtoffverſendern (beziehungsweiſe derlei Anſtalten) für 
ihre Impfjournale und Impfſtoff⸗Verſendungsjournale benützt werden. 

Ferner iſt an die Betreffenden eine neuerliche Aufforderung zur Beobachtung 
der durch die Impfvorſchriften vorgezeichneten Vorſichten ſowohl beim Impfen ſelbſt 
als insbeſondere bei der Abnahme des Impfſtoffes behufs der Weiterimpfung, Auf⸗ 
bewahrung oder Verſendung zu richten. 


Impfſtoff⸗Verſendungs⸗Journal 
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Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


